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Gr. 12767.) Ausführungsgeſetz zum Reichsheimſtättengeſetze vom 10. Mai 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 962). 
Vom 18. Januar 1924. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


D Abſchnitt J. 
Behörden. 

(1) Heimſtätten im Sinne dieſes Geſetzes find die im § 1 des Reichsheimſtättengeſetzes vom 
10. Mai 1920 bezeichneten Wohnheimſtätten ſowie die nach § 30 Abſ. 2 des Neichsheimftätten- 
geſetzes von der oberſten Landesbehörde als Heimſtätten zugelaſſenen Grundſtücke. 

(2) Bei der Verwaltung des Heimſtättenweſens und bei der Ausübung der Aufſicht über die 
Tätigkeit der Gemeinden auf dieſem Gebiete nehmen der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß und der Bezirks⸗ 
ausſchuß nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes teil. Beide Beſchlußbehörden ſind bei Anweſenheit 
von 3 Mitgliedern einſchließlich des Vorſitzenden beſchlußfähig. 

6) Soweit nicht dieſes Geſetz anderes beſtimmt, findet gegen den Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes in erſter und zweiter Inſtanz binnen 2 Wochen die Beſchwerde an den zuſtändigen 
Miniſter ſtatt. 

§ 2. 


(4) Die Beſchlußbehörden haben die ihnen nach den folgenden Vorſchriften zugeordneten Sach— 
verſtändigen in Heimſtättenangelegenheiten als Gutachter vor der Beſchlußfaſſung zu vernehmen 
oder bei der Beſchlußfaſſung mit beratender Stimme zuzuziehen und das Gutachten in der Begrün— 
dung des Beſchluſſes zu würdigen. Bei einfacheren oder klarliegenden Angelegenheiten kann von 
der Zuziehung von Sachverſtändigen ausnahmsweiſe abgeſehen werden; die Zuziehung muß aber 
erfolgen, wenn Negiprungspräfident oder Ausgeber es verlangen. In Zweifelsfällen entſcheidet der 
zuſtändige Miniſter endgültig. 

(2) Die Sachverſtändigen werden für den Landkreis vom Kreistage, für den Stadtkreis von 
der Stadtverordnetenverſammlung aus der Zahl der im Siedlungs- oder Heimſtättenweſen erfahrenen 
Kreis- (Gemeinde-) Angehörigen, für den Regierungsbezirk vom Propinzialausſchuß aus der Zahl 
der im Siedlungs- oder Heimſtättenweſen erfahrenen Provinzialangehörigen für die Wahlzeit von 
je 3 Jahren gewählt. 5 
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Ausgegeben zu Berlin, den 31. Januar 1924. 


ae 


(3) Die durch Ablauf der Wahlzeit Ausſcheidenden verbleiben bis zum Eintritte der Neu 
gewählten in Tätigkeit. Für vorzeitig Ausſcheidende wird der Nachfolger nur für den Reſt der 
Wahlzeit des Vorgängers gewählt. 

(1) Das Amt der Sachverſtändigen iſt ein unbeſoldetes Ehrenamt, zu deſſen Übernahme die 
wählbaren Kreis- (Gemeinde-, Provinz) Angehörigen nach Maßgabe der Gemeindeverfaffungsgeſetze 
verpflichtet ſind. Die Sachverſtändigen haben jedoch Anſpruch auf Erſatz ihrer aus Anlaß des 
Dienſtes entſtandenen Ausgaben oder Verdienſtausfälle und bei Heranziehung zu Sitzungen der 
Beſchlußbehörde oder zu ſonſtigen Geſchäften außerhalb ihres Wohnorts auf Gebühren nach Maß— 
gabe des § 106 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195). a 

(5) Hinſichtlich ihrer Ausſchließung von der Mitwirkung und ihrer Ablehnung als Gutachter 
wegen perſönlicher Beteiligung oder Befangenheit finden die für die Mitglieder der Beſchluß⸗ 
behörde geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. N 

(6) Sobald in einem Kreiſe oder Regierungsbezirk eine genügende Anzahl geeigneter Vertreter 
der Heimſtättenausgeber und geeigneter Heimſtätter vorhanden iſt, ſollen ſie bei der nächſten 
Wahl der Sachverſtändigen angemeſſen berückſichtigt werden. 


$ 3. 

Der zuſtändige Miniſter kaun ergänzende Beſtimmungen über die Wahl der Sachverſtändigen, 
über ihre Verpflichtung für das Amt und über ihre Heranziehung zur Begutachtung erlaſſen, auch 
beſtimmen, inwieweit ihre Wahl auf Grund von Vorſchlagsliſten vorzunehmen iſt. Er kann ins- 
beſondere anordnen, daß diefe Liſten unter Beteiligung von Vereinigungen oder Unternehmen, deren 
Tätigkeit der Wohnungsfürforge gewidmet iſt oder die dem Kleinſiedlungs⸗ und Kleingartenweſen 
naheſtehen, aufgeſtellt werden. e 


Abſchnitt II. 


Sonderrechte der Heimſtätten. 

() Durch Ortsſatzung der Gemeinde können Heimſtättengebiete abgegrenzt werden. 

(2) Erläßt die Gemeinde trotz dringenden Bedürfniſſes keine oder eine ungeeignete Ortsſatzung, 
jo iſt die Gemeindeaufſichtsbehörde unter Zuſtimmung der Beſchlußbehörde ($ 1) befugt, den Erlaß 
oder die Abänderung der Ortsſatzung zu verlangen, ſofern ein geeignetes Gebiet vorhanden iſt 
und die Abgrenzung des Heimſtättengebiets keine unbillige Belaſtung der Gemeinde herbeiführt, 
und, falls dem Verlangen binnen ſechs Wochen nicht entſprochen wird, an Stelle der Gemeinde die 
Ortsſatzung zu erlaſſen oder abzuändern. Gegen die Anordnung des Landrats iſt die Beſchwerde 
an den Bezirksausſchuß, gegen die Anordnung des Bezirksausſchuſſes die Beſchwerde an den zu⸗ 
ſtändigen Miniſter gegeben. Lehnt die Beſchlußbehörde die Zuſtimmung ab, ſo hat auch der Vorſitzende 
das Recht der Beſchwerde. Die Beſchwerde des Landrats geht an den Bezirksausſchuß, die Be⸗ 
ſchwerde des Regierungspräſidenten an den zuſtändigen Miniſter. 

(3) Vor Erlaß der Ortsſatzung iſt, ſofern Landeskulturintereſſen berührt werden, die Landes 
kulturbehörde zu hören. 


— 


8 5. 

Iſt zur Beſchaffung von Heimſtättenland eine Enteignung erforderlich, ſo kann ſie auf Antrag 
des Ausgebers, für den die Enteignung eingeleitet if, auch unmittelbar zugunſten des Heimſtätten⸗ 
bewerbers ſowie, wenn bei Genehmigung der Anſiedlung eine Anderung oder Neuordnung der 
Gemeinde-, Schul- und Kirchenverhältniſſe verlangt wird, der Gemeinde, des Schulverbandes oder 
der Kirchengemeinde erfolgen. In dem Beſchluß iſt auch der Ausgeber zu bezeichnen. Dem An- 
trage darf nur nach Sicherſtellung der Entſchädigungsſumme ſtattgegeben werden, falls nicht der 
zu Enteignende hierauf verzichtet. b 

86. | | 

(1) Der Regierungspräſident kann dem Ausgebex eine Friſt zur Ausgabe des für Heimſtätten 
beſchafften oder des enteigneten Landes ſetzen. Nach Ablauf der Friſt kann der Regierungs⸗ 
präſident die Übertragung des Eigentums an einen anderen von ihm zu bezeichnenden Ausgeber 
mit deſſen Einverſtändniſſe verlangen (Ankaufsrecht). Zu erſtatten find höchſtens die Beſchaffungs⸗ 
aufwendungen (Kaufpreis oder Entſchädigung) zuzüglich des noch vorhandenen Wertes zwecks An 
lage von Heimſtätten hergeſtellter Baulichkeiten und Verbeſſerungen. 


(2) Vor der Friſtſetzung iſt der Ausgeber zu hören. Zugleich muß er davon in Kenntnis 


geſetzt werden, daß bei Ablauf der Friſt von dem Ankaufsrechte Gebrauch gemacht werden kann. 
Gegen die Friſtſetzung ſteht dem Ausgeber die Beſchwerde innerhalb von zwei Wochen an den 
zuſtändigen Miniſter zu. Das Ankaufsrecht tritt auch dann in Wirkſamkeit, wenn der Ausgeber 
die Eigenſchaft als Ausgeber verliert. f 2 

6) Nach Ablauf der Friſt kann der Ausgeber den Regierungspräſidenten zur Erklärung 
auffordern, ob von dem Ankaufsrechte Gebrauch gemacht werden ſoll. Erklärt ſich dieſer innerhalb 
einer Friſt von drei Monaten nicht, ſo erliſcht das Ankaufsrecht. Die Durchführung des Ankaufsrechts 
kann für die Zeit von einem Jahre ſeit Zuſtellung der Aufforderung vorbehalten werden. 

( Das Ankaufsrecht hat die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des durch die 
Ausübung des Rechtes entſtehenden Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums. Es bedarf zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung in das Grundbuch. Die Eintragung erfolgt bei der 
Eintragung des Ausgebers in das Grundbuch bei Enteignungen von Amts wegen, in den übrigen 
75 auf Erſuchen der Gemeinde. Der Vermerk wird bei Eintragung des Heimſtättenvermerkes 
gelöſcht. i 

(6) Bei Verluſt der Ausgebereigenſchaft finden dieſe Vorſchriften entsprechende Anwendung. 

(6) Die Verwendung der enteigneten Grundſtücke iſt nur zu Heimſtättenzwecken zuläſſig. 

() Dem früheren Eigentümer ſteht ein Wiederkaufsrecht an dem Grundſtücke zu, wenn es nicht 
innerhalb einer Friſt von zehn Jahren für Heimſtättenzwecke verwendet iſt. Das Wiederkaufsrecht 
iſt innerhalb eines Jahres auszuüben. Das Recht iſt als Belaſtung des Grundſtücks im Grundbuch 
einzutragen. Die Beſtimmungen der §§ 497 ff. des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechend 
Anwendung. d 
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) Im Heimſtättengebiete finden die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Anlegung und 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 
(Geſetzſamml. S. 561) mit folgender Maßgabe Anwendung: 

In 


(2) Erachtet der Regierungspräſident die Feſtſetzung von Fluchtlinien- oder Bebauungsplänen 
zur Errichtung von Wohnheimſtätten oder zur Anlage von Heimſtättengärten oder die Aufhebung 
oder Anderung beſtehender Fluchtlinien oder Bebauungspläne im Heimſtättengebiete für erforderlich, 
fo kann er dieſe unter Gewährung einer angemeſſenen Friſt verlangen. Die im $ 7 des genannten 
Geſetzes vorgeſehene Friſt zur Erhebung von Einwendungen kann auf zwei Wochen herabgeſetzt werden. 

(3) Lehnt die Gemeinde die verlangte Feſtſetzung oder Aufhebung oder Anderung der Flucht⸗ 
linien oder Bebauungspläne ab, oder ſtimmt der Regierungspräſident dem von der Gemeinde 
aufgeſtellten Plane nicht zu, oder iſt das Verfahren nach Ablauf der geſetzten Friſt nicht durch, 
geführt, ſo kann der Regierungspräſident mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes den Plan feſtſetzen 
und nach endgültiger Erledigung des Einwendungsverfahrens förmlich feſtſtellen. Ein derart förmlich 
feſtgeſtellter Fluchtlinienplan darf ohne Zuſtimmung des Regierungspräſidenten nicht abgeändert 
werden, § 4 Abf. 2 Satz 3 findet auch hier Anwendung. i 

(1) Die Koſten einer notwendig werdenden Neuanfertigung der Pläne trägt die Gemeinde, 
ebenſo die ſonſtigen Planfeſtſtellungskoſten. i 

a N § 8. 

Von dem Anbauverbote des § 12 des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung von 
Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. 
S. 561) kann der Bezirksausſchuß im Heimſtättengebiet Ausnahmen zulaſſen. Bei Erteilung von 
Ausnahmen iſt der Bezirksausſchuß nicht an die Beſchränkungen des Wohnungsgeſetzes vom 
28. März 1918 (Geſetzſamml. S. 23) gebunden. Die Vorſchrift des Satzes 2 findet auch auf 
Einzelheimſtätten außerhalb eines Heimſtättengebiets Anwendung. = 

89. 

() Der Bezirksausſchutz beſchließt auf Antrag eines Beteiligten, ob und inwieweit in Heim- 
ſtättengebieten die Heimſtätter zu den Leiſtungen für Straßenbau und unterhaltung gemäß § 15 
des Geſetzes vom 2. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 561) und zu Beiträgen für gleiche Zwecke 
gemäß § 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152) herangezogen 
werden dürfen. Bei der Feſtſetzung dieſer Verpflichtungen iſt unter Berückſichtigung der Leiftungs- 
fähigkeit der Gemeinde ſowohl als der Beteiligten dahin zu wirken, daß die Heimſtättengründung 
nach Möglichkeit erleichtert wird. 

(2) Der Bezirksausſchuß iſt auf Antrag eines Beteiligten ferner befugt, zu beſtimmen, ob 
und inwieweit Licht-, Kraft-, Waſſer-, Siel- und dergleichen Anlagen bei Heimſtättengebieten 
überhaupt erforderlich ſind. 5 

(8) Entgegenſtehende Ortsſtatute und Polizeiverordnungen greifen nicht Platz. 


$ 10. 

(i) Im Heimftättengebiete dürfen keine baulichen oder fonftigen Anlagen errichtet werden, die 
der Schaffung von Heimſtätten abträglich ſein würden. Nähere Vorſchriften können im Wege der 
Polizeiverordnung erlaſſen werden. 

(e) Über die Zuläſſigkeit von Ausnahmen entſcheidet auf Antrag der Regierungspräſident 
unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes und auf Beſchwerde der zuſtändige Miniſter. 


Be 


$1l. 

(1) Auf die Errichtung von Wohnheimſtätten außerhalb im Zuſammenhange gebauter Ort 
ſchaften finden die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen, vom 
10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. S. 227) in dem Geltungsgebiete dieſes Geſetzes mit folgender 
Maßgabe Anwendung: 

Einſprüche gemäß § 15 des Geſetzes können lediglich vom Vorſteher des Kultuxamts, der 
rechtzeitig zu benachrichtigen iſt, aus erheblichen Gründen der Landeskultur erhoben werden. 
Gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes (der Ortspolizeibehörde) ſteht dem Vorſteher 
des Kulturamts nur die Beſchwerde an den Beriulsanstnf . 


(2) Vorſtehende Beſtimmung wird 

a) in das Geſetz, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtücksteilungen 
und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Hannover, vom 4. Juli 1887 
(Geſetzſamml. S. 324), 

in das Geſetz, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Senn 
und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Schleswig-Holſtein, vom 13. Juni 1888 
(Geſetzſamml. S. 243), 

in das Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Heſſen⸗ Naſſau 
vom 11. Juni 1890 Geſetzſamml. S. 173) 

in das Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen im Herzogtume Lauenburg, vom 
4. November 1874 (Offizielles Wochenblatt S. 291) 

an den entſprechenden Stellen in ſinngemäßer Faſſung aufgenommen. 


> 


2 
— 


= 


§ 12. 
Bei der Anlegung von Wohnheimſtätten gelten als Koſten im Sinne des § Ja = 1 ©ab:3 


des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung vom 26. Auguſt 1921 (Gefepfammie-S 495) auch 
die der Regelung der Gemeinde- und Schulverhältniſſe— 5 


Abſchnitt III. 


Erbfolge. 
8135 


Für die Beerbung des Heimſtätters iſt das allgemeine Recht nur inſoweit maßgebend, als 
nicht aus dem Reichsheimſtättengeſetz und dieſem Geſetze ſich ein anderes ergibt. i 


$ 14. 
() Die Heimftätte f allt als Teil der Erbſchaft einem Erben (Heimſtättenfolger) allein zu, wenn 
a) der Erblaſſer in einer Verfügung von Todes wegen den Erben bezeichnet hat, der die 
Heimſtätte erhalten ſoll, 
b) die Erben fi) über die Perſon des Heimſtättenfolgers einigen und dieſe Einigung dem 
zuſtändigen Nachlaßgericht innerhalb einer Friſt von 6 Monaten ſeit dem Erbfall in 
öffentlich beglaubigter Form oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers erklären, a | 


c) einer der Erben innerhalb einer Friſt von 6 Monaten ſeit dem Erbfalle beim Nachlaß: 
gerichte die Herbeiführung einer Einigung beantragt und in dieſem Verfahren eine Eini- 
gung über die Heimſtättenfolge vom Nachlaßgericht aufgenommen wird. 

(2) Die Beſtimmung des Heimſtättenfolgers in der Verfügung von Todes wegen kann auch 
ſo erfolgen, daß einer von mehreren benannten Erben Heimſtättenfolger fein fol und die Reihen⸗ 
folge beſtimmt wird, in der dieſe Erben die Übernahme der Heimſtätte erklären können. Die 
Erklärung iſt gegenüber dem Nachlaßgericht abzugeben. Das Nachlaßgericht ſetzt auf Antrag eines 
Miterben den wahlberechtigten Erben eine Friſt zur Abgabe der Erklärung mit dem Hinweis, 
daß ein Verſtreichenlaſſen der Friſt als Ausſchlagung der Heimſtätte gilt. 

(3) Der in einer Verfügung von Todes wegen zur Heimſtättenfolge berufene Erbe kann auf die 
Heimſtättenfolge verzichten, ohne die Erbſchaft auszuſchlagen. Auf den Verzicht finden die Vor- 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Ausſchlagung der Erbſchaft entſprechende Anwen⸗ 
dung. Die Friſt für den Verzicht beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von ſeiner 
Berufung zur Heimſtättenfolge Kenntnis erhält. 

(a) Die Zuwendung der Heimſtätte an einen Erben gilt im Zweifel nicht als Vorausver⸗ 
mächtnis, ſondern als Beſtimmung des Heimſtättenfolgers. 

(6) Im Falle der Ziffer 1 Abſ. e kann der Heimſtättenfolger durch einen mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit gefaßten Beſchluß der Miterben beſtimmt werden. Bei Errechnung der Mehrheit ſind 
die Erbanteile maßgebend. Zur Wirkſamkeit des Mehrheitsbeſchluſſes iſt die Genehmigung des 
Nachlaßgerichts erforderlich. Die Genehmigung iſt insbeſondere in Fällen grober Unbilligkeit zu 
verſagen. f 8 \ 

8 15. 

(1) Der Heimſtättenfolger erwirbt das Eigentum an der 8 mit dem Erwerbe der 
Erbſchaft. 

5 (2) Die Eintragung in das Grundbuch erfolgt 5 Grund einer . des wuchlaß 
gerichts über die Heimſtättenfolge. 


§ 16. 
f Die Übertragung des Heimſizttenfolgerechts durch Verfügung unter Lebenden, insbesondere 
durch Erbſchaftskauf, iſt unzuläſſig. 


817. 


() Im Falle der Beſtimmung eines Geimftättenfolgers durch Verfügung von Todes wegen 
tritt mangels abweichender Anordnungen im Verhältnis der Miterben zueinander der Anrechnungs⸗ 
wert an die Stelle der Heimſtätte. 

(2) Der Anrechnungswert iſt wie folgt zu ermitteln: 

Zu dem gemäß § 15 Abf. 1 des Reichsheimſtättengeſetzes zu errechnenden Werte iſt 
der angemeſſene Wert des Zubehörs hinzuzurechnen. Von dieſem Betrage find die be- 
ſtehenden Belaſtungen der Heimſtätte in Abzug zu bringen; die ſich aus der Heimftätten- 
eigenſchaft ergebenden Beſchränkungen ſowie die der Eintragung in das Grundbuch nicht 
bedürfenden öffentlichen Laſten bleiben dabei außer Anſatz. Vorübergebende Belaſtungen 
werden mit ihrem Schätzungswerte im Anſatz gebracht. 


„ 


(ö) Der Anrechnungswert iſt dem ſonſtigen Nachlaß zuzuzählen. Der Heimſtättenfolger iſt 
verpflichtet, diejenigen Laſten, die nach Abſ. 2 auf den Anrechnungswert angerechnet werden, den 
Miterben gegenüber als Alleinſchuldner zu übernehmen. d 


§ 18. 

(1) Eine Sicherung der Abfindungsforderungen der Miterben durch Eintragung im Grund 
buch iſt nur inſoweit zuläſſig, als die Geſamtbelaſtung der Heimſtätte alsdann nicht / des nach 
$ 15 Abf. 1 des Reichsheimſtättengeſetzes zu errechnenden Wertes überſteigt. a 
(2) Entgegenſtehende Anordnungen des Erblaſſers und Vereinbarungen der Miterben find un 
wirkſam. Das gleiche gilt für Forderungen von Vermächtnisnehmern und Pflichtteilsberechtigten. 

(). Im Falle des § 17 haben die Miterben einen Anſpruch auf Eintragung von Hypotheken 
für ihre Abfindungsforderungen, jedoch nur bis zu der ſich aus Abf. 1 ergebenden Höhe, und zwar 
unter ſich zu gleichem Range. 

(1) Können die Miterben auf Grund einer Verfügung von Todes wegen oder gemäß Abſ. 3 
oder auf Grund ihrer Vereinbarung (F 14 Abſ. 1b und e) die Eintragung von Hypotheken ver⸗ 
langen, ſo ſind dieſe Anſprüche unter Bezeichnung der Gläubiger, des Inhalts der Anſprüche 
und des Rangverhältniſſes in die Beſcheinigung des Nachlaßgerichts über die Heimſtättenfolge auf 
zunehmen. In dieſem Falle darf die Eintragung des Heimſtättenfolgers in das Grundbuch nur 
dann vorgenommen werden, wenn gleichzeitig die Eintragung der Hypotheken erfolgt oder ein 
Verzicht der Gläubiger auf die Eintragung beigebracht wird. Andere Eintragungen dürfen nicht 
zu beſſerem oder gleichem Range erfolgen. 


§ 19. 

(1) Findet eine Heimſtättenfolge gemäß § 14 nicht ſtatt, jo kann die Auseinanderſetzung 
unter den Miterben nur ſo erfolgen, daß die Heimſtätte einer natürlichen Perſon oder den Mit⸗ 
gliedern einer ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft oder dem Ausgeber übertragen wird. 
Die Begründung vom Bruchteilseigentum iſt unzuläſſig. 5 

(2) Verzichten ſämtliche Miterben auf die Heimſtättenfolge oder findet ſich bei der Aus⸗ 
einanderſetzung ein Käufer der Heimſtätte nicht, ſo iſt der Ausgeber zur Übernahme der Heimſtätte 
verpflichtet. Die §§ 15, 16 und 21 des Reichsheimſtättengeſetzes finden alsdann Anwendung. 
Die Verpflichtung zur Übernahme fällt fort, wenn auf Antrag des Ausgebers die Löfchung des 
Heimſtättenvermerkes erfolgt. 

() Die Zwangsvollſtreckung zum Zwecke der Auseinanderſetzung unter Miterben iſt unzuläſſig. 


8 20. 

Bei Errechnung des Vflichtteits iſt die Heimſtätte mit ihrem Anrechnungswerte ($ 17) in 
Anſatz zu bringen. 
5 9 21. 

(1) Der Heimſtätter kann vorbehaltlich der Beſtimmung des § 19 des Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes durch Verfügung von Todes wegen die Heimſtätte nur einer natürlichen Perſon oder den 
an einer ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beteiligten Perſonen zuwenden. Eine 
juriſtiſche Perſon kann die Heimſtätte nur erhalten, wenn ſie Alleinerbin iſt. 
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2) Anordnungen, zu deren Durchführung die Zuſtimmung des Ausgebers oder die Genehmi⸗ 
) en hung dee 95 lusg b 55 
gung einer Behörde erforderlich ſind, ſind unwirkſam, wenn die Zuſtimmung oder Genehmigung 
verſagt wird. 2 


(3) Zur Wirkſamkeit der Anordnung eines Nießbrauchs für den überlebenden Ehegatten oder 
des Wohnrechts für ihn oder einen Abkömmling iſt die Zuſtimmung des Ausgebers oder die Ge— 
nehmigung einer Behörde nicht erforderlich. 8 i 

(0) Ein Nießbrauch oder Wohnrecht für den überlebenden Ehegatten kann auch mit der Maß⸗ 
gabe beſtellt werden, daß der überlebende Ehegatte die zum Haushalte zugehörigen Kinder in der 
Heimſtätte behalten darf. 


(5) Der Heimſtätter kann mit der ſich aus § 18 ergebenden Einſchränkung anordnen, welche 
Abfindungen den Miterben auf die Heimſtätte einzutragen ſind. i 


(e) Anordnungen des Erblaſſers, die nach den vorſtehenden Beſtimmungen unwirkſam ſind, 
ſind, ſoweit tunlich, bei der Verteilung des Wertes zu berückſichtigen; im übrigen gelten ſie als 
nicht getroffen. . 


9 22. 

6) Das Nachlaßgericht veranlaßt von Amts wegen die Herbeiführung der, nach den vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen und dem Reichsheimſtättengeſetz erforderlichen Erklärungen der Beteiligten, 
des Ausgebers, der etwa nötigen Genehmigung einer Behörde ſowie der Auseinanderſetzung. Es 
macht dem Ausgeber von dem Erbfall und dem Ergebniſſe der Auseinanderſetzung Mitteilung. 


(2) Das Nachlaßgericht fordert unter Mitteilung der Verfügung von Todes wegen von Amts 
wegen den Ausgeber auf, ſich innerhalb zwei Wochen ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichts— 
ſchreibers zu erklären, ob er den ſeiner Zuſtimmung bedürfenden Anordnungen zuſtimmt oder von 
Vorkaufsrechten oder Heimfallanſprüchen Gebrauch machen will; die Friſt kann aus wichtigen 
Gründen um weitere zwei Wochen verlängert werden. Gibt der Ausgeber eine Erklärung innerhalb 
der Friſt nicht ab, fo gilt die Zuſtimmung als erteilt und die Ausübung von Vorkaufsrechten 
und Heimfallanſprüchen als abgelehnt. . 

6) Das Nachlaßgericht entſcheidet nach Anhörung des Ausgebers über die Höhe der Ein— 
tragungsfähigkeit der Abfindungen der Miterben. 

(1) Die Beteiligten und der Ausgeber können die Feſtſetzung des Heimſtättenwerts durch 
den Kreis, (Stadt.) Ausſchuß beantragen. Das Nachlaßgericht hat in dieſem Falle den Kreis- (Stadt- 
Ausſchuß um die Feſtſetzung zu erſuchen. Gegen die Feſtſetzung ſteht den Beteiligten und dem 
Ausgeber innerhalb zwei Wochen ſeit Mitteilung der Entſcheidung durch das Nachlaßgericht die 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. Die ZFriſt iſt gewahrt, wenn die Beſchwerde vor ihrem 
Ablaufe beim Nachlaßgericht eingegangen iſt. N 


a § 23. 

Auf die dem Nachlaßgerichte durch dieſes Geſetz zugewieſene Tätigkeit finden die Vorſchriften 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 157) mit allen ſeit⸗ 
dem erfolgten Anderungen ſowie des Geſetzes vom 29. April 1920 (Geſetzſamml. S. 155) über 
Teuerungszuſchläge zu den Gerichtskoſten in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Dezember 1920 
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(Gefekfamml. S. 540) entſprechende Anwendung. Für die von dem Nachlaßgericht auf Antrag der 
Erben vorgenommene Einigung über die 1 einſchließlich der Aufnahme einer erzielten 
Einigung ( 8 14 Abj.1 zu e) und Genehmigung (§ 14 Abſ. 5 ) ſowie für die Aufforderung an den Ausgeber, 
ſich über die erforderliche Sal e zu 75 in einer Verfügung von Todes wegen des Heimſtätters 
enthaltenen Ban (§ 22 Abſ. 2) zu erklären, wird die im § 89 des Preußiſchen a ul 
geſetzes bom 25. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 157) beſtinmte Gebühr erhoben. 1 5 das Zeugnis 
des Nachlaßgerichts zum Nachweis der Heimſtättenfolge (§ 15 Abſ. 2 und § 18 Abſ. 4) einſchließlich 
der vorkommenden Nebengeſchäfte und des vorangegangenen Verfahrens iſt die für die Erteilung 
eines Erbſcheins beſtimmte Gebühr nach dem Werte der Heimſtätte ($ 17) zu erheben. Dieſe 
Gebühr iſt, wenn ein Erbſchein erteilt wird, auf die Gebühr für den Erbſthein . 


Abſchnitt IV. 


Schlußbeſtimmungen. 
$ 24, 

(1) Der Hegierumgabiäfibent kann, abgeſehen von den Fällen Artikel 12 § 2 des Ausführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 (Geſetzſamml. S. 177), Beamte, 
die die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt auf Grund der vor— 
geſchriebenen Prüfungen erlangt haben, mit der Führung der Verhandlung beauftragen, die den 
Erwerb, den Verluſt, die Ausübung des Vorkaufs⸗ oder Rückgaberechts einer Wohnheimſtätte oder 
eines Heimſtättengartens zum Gegenſtande haben. 8 5 

(2) Für das Verfahren bei Aufnahme der Urkunden finden die für die Gerichte geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

(3) Die nach Abſ. 17 und 2 aufgenommenen Urkunden ſtehen den 1 Urkunden und 
Verhandlungen gleich, wenn fie in der für die Gerichte vorgeſchriebenen Form aufgenommen und 
unter Bezugnahme auf den erteilten Auftrag als „Reichsheimſtättenſachen“ bezeichnet werden. 

(A4) Die Ausfertigungen find von den Urkundsbeamten zu unterzeichnen. i i 

605 Wird die Beeidigung eines D eee erforderlch, ſo erfolgt ſie durch das dunegerth. 


8 2, 

(i) In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Landkreiſes der Oberamtsbezirk, 

an die Stelle des Landrats der Oberamtmann, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsaus⸗ 

ſchuß, an die Stelle des Kreistags die Amtsverſammlung und an die Stelle des e 
Eu der Landesausſchuß. 


) In der Provinz Heſſen-Naſſau tritt an die Stelle des Drovinziafausjegufes der Landes⸗ 
Re. 


3) Für das Gebiet des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk tritt an die Stelle des Re— 
gierungsbezirkes dieſes Gebiet, an die Stelle des Regierungspräſidenten der Verbandspräſident, an 


die Stelle des Bezirksausſchuſſes der Verbandsrat und an die Stelle des „„ 
der Verbandsausſchuß. 


Geſetſammlung 1924. (Rr. 1276712770) 10 


a EEE 
e . 5 
Bei der Durchführung des Geſetzes ſind die Belange der Denkmalpflege, Naturdenkmalpflege 
und des Heimatſchutzes nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften zu berückſichtigen. In Zweifels⸗ 
fällen ſind Sachverſtändige zu hören. 
9 27. 
Der zuſtändige Miniſter führt das Geſetz aus. 3 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 18. Januar 1924. 


Segel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 12768.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Bedeichung der Grohde auf 
Norderney im Regierungsbezirk Aurich. Vom 26. Januar 1924. ; 


Dr Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
| | TE, 


Dem Staatsminiſterium wird ein Betrag bis zu 120 Billiarden Mark für die Winterbe⸗ 
deichung der Grohde auf Norderney im Regierungsbezirk Aurich zur Verfügung geſtellt. 


(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im 8 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck auf- 
genommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten 
Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen 
ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen 
verrechneten Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen dürfen vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von 2 Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 8 

6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwaige zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
dürfen auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in» und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar oder auf Einheiten von Sachwerten 
(Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtelſt werden. 


3 


(4) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

() Die Mittel zur Einköſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweifungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, Hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Umlauf 
und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, 
mit dem die Umlaufsfähigkeit und Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden jollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ihm bleibt im Falle des Abf. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlung im Ausland überlaſſen. 


983. 

Die Erlöſe aus einem etwaigen ſpäteren Verkaufe des eingedeichten Geländes, und zwar nicht 
nur die baren Kaufſummen, ſondern auch bei Verkäufen gegen Rentenzahlung die Renten, find 
vorweg zur verſtärkten Tilgung von Anleihen zu verwenden. i y 

gA. 

Die Ausführung diefes Geſetzes liegt dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
und dem Finanzminiſter ob. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 26. Januar 1924. 


Sie Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
f Braun. v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12769.) Perorduung über die Feſtſetzung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. Vom 
15. Januar 1924. 


Auf Grund des SA der Verordnung über die Feſtſetzung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene 
vom 14. Dezember 1923 (Reichgeſetzbl. 1 S. 1198) wird folgendes beſtimmt: 


81 
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Renten, die aus Anlaß von Unfällen gewährt werden, die ſich vor dem 15. Dezember 1923 ereignet 


haben, ſind vom 1. Januar 1924 ab nach den Sätzen des § 1 der Verordnung vom 14. Dezember 1923 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 1198) zu bemeſſen. Eines Antrags des Berechtigten bedarf es nicht. 


ET a he 
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\ x 82. 1 A 

Für das Verfahren gelten ſinngemäß die Vorſchriften des Geſetzes vom 30. Juni 1900 Reichsgeſetzbl. 
S. 536). Vor Feſtſetzung der neuen Nente iſt gemäß § 13 dieſes Geſetzes zu prüfen, ob in den Verhältniſſen, 
die für die Feſtſtellung der Entſchädigung maßgebend geweſen find, eine weſentliche Veränderung eingetreten 
iſt. Von einer ärztlichen Nachunterſuchung kann jedoch nach Lage des Einzelfalls abgeſehen werden. 


§ 3. 

Die Renten ſind, ſoweit ſie nicht vierteljährlich zu zahlen ſind, für je einen halben Monat im voraus 
zu zahlen. Ein Anſpruch auf Auszahlung der Renten in Rentenmark beſteht nicht. Erfolgt die Zahlung 
der Renten in Papiermark, ſo iſt der Zahlung der am Zahlungstage gültige Umrechnungskurs der Poſt 
zugrunde zu legen. 

b 8 § 4. 

Die Verordnungen über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene vom 16. Ja⸗ 
nuar, 25. Juli und 19. November 1923 (Geſetzſamml. S. 15, 369 und 547) werden mit Wirkung vom 
Ablauf des 31. Dezember 1923 aufgehoben. 5 


Berlin, den 15. Januar 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 
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Gr. 12770.) Siebente Verordnung des Staatsminiſteriums, betreffend Anpaſſung der Staats⸗ und Ge⸗ 


meindeſteuern an die Geldwertänderung. Vom 29. Januar 1924. 


2 uf Grund des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 361) in der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom 1. September 1928 
(Geſetzſamml. S. 415) wird für den Monat Februar 1924 und für das Vierteljahr Januar bis März 1924 
als Verhältniszahl für die Anpaſſung der Staats- und Gemeindeſteuern an die Geldwertänderung ſeit dem 
1. April 1923 die Zahl 180 Millionen ſeſtgeſetzt. 


Berlin, den 29. Januar 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Juni 1923 über die Genehmigung der am 
8. März 1923 beſchloſſenen Anderung der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den 
Kleingrundbeſitz durch die Amtsblätter der Regierung in Stettin Nr. 30 Sonderbeilage, ausgegeben 
am 28. Juli 1923, der Regierung in Köslin Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 5. Januar 1924, und der 
Regierung in Stralſund Nr. 31 Sonderbeilage, ausgegeben am 4. Auguſt 1923; : 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Dezember 1923 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die fe Bergbau⸗Aktiengeſellſchaft in Grube Ilſe (N. L.) für den Weiterbetrieb 
des Abbaus ihrer Grube Marga durch das Amtsblatt der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 3 
S. 11, ausgegeben am 19. Januar 1924. 
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